
Umsetzung der Offenlegungspflicht nach § 134c Abs. 1, 2 und 4 Aktiengesetz 
in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung der Zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie (ARUG II) 

1. § 134c Abs. 1 AktG: Hauptelemente der Anlagestrategie von Urlaubs- und 
Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft und Zusatzversorgungskasse des 
Baugewerbes AG („Anleger“) 

Zur Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben gemäß § 134c Aktiengesetz (AktG) veröffentlicht 
der Anleger hiermit, inwieweit die Hauptelemente seiner Anlagestrategie dem Profil und 
der Laufzeit seiner Verbindlichkeiten entsprechen und wie diese zur mittel- bis 
langfristigen Wertentwicklung seiner Vermögenswerte beitragen. Im Folgenden wird die 
Gesamtportfoliostrategie näher dargelegt: 

Der Anleger investiert sein Sicherungsvermögen als Kapitalanlagen u.a. in von der 
BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH verwaltete Fonds. Die BayernInvest 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH ist eine deutsche, von der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zugelassene Kapitalverwaltungsgesellschaft und 
Vermögensverwalter i.S.d. § 134a Abs. 1 S. 2lit. b) AktG. 

Alle Kapitalanlagen werden so getätigt, dass sie die Qualität, Sicherheit, Liquidität, 
Rentabilität und Verfügbarkeit des Investmentportfolios als Gesamtheit sicherstellen. Dazu 
gehört insbesondere die jährliche Überprüfung, dass im Investmentportfolio die 
Beschaffenheit und Laufzeit der eingegangenen Verbindlichkeiten angemessen 
berücksichtigt sind. 

Kapitalanlagen sind nur zulässig, wenn die damit verbundenen Risiken angemessen 
identifiziert, gemessen, überwacht, gesteuert, kontrolliert, berichtet und in die 
Solvabilitätsbeurteilung einbezogen werden können. Durch regelmäßige Hochrechnungen 
und Stresstests wird die Wertentwicklung der Kapitalanlagen auf die Kompatibilität mit 
den eingegangenen Verpflichtungen geprüft. 

Der Anleger verfolgt eine langfristige Anlagepolitik. Entsprechend der Laufzeitstruktur der 
Verbindlichkeiten und der Liquiditäts- und Sicherheitsanforderungen werden Anlagen 
überwiegend in festverzinsliche Wertpapiere, Immobilien und Aktien getätigt.  
 
In der konkreten Umsetzung der Aktienanlagestrategie werden mit dem 
Vermögensverwalter bzw. Asset Managern Beschränkungen und Ausschlüsse (z.B. 
Ausschluss von Beteiligungen an Hersteller von geächteten Waffen oder Investitionen in 
Unternehmen, die nachweislich Kinderarbeit einsetzen) definiert. Alle Aktieninvestitionen 
müssen diese Vorgaben erfüllen. Es erfolgt eine tägliche Prüfung der vorgegebenen 
Anlagerichtlinien. Die Zielsetzung der Aktienanlagen ist es, durch breite Diversifikation 
sowohl regional als auch durch Stilvariation eine dem Risiko angemessene Rendite zu 
erzielen. 
 
Um die fachlich beste Expertise für das Fondsmanagement zu erhalten, wird das 
Portfoliomanagement teilweise auf sorgfältig ausgewählte Asset Manager übertragen. Die 
BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH führt vor jeder Auslagerung einen 
umfassenden Due-Diligence-Prozess durch, der sicherstellt, dass nur entsprechend 
qualifizierte und für die Finanzportfolioverwaltung zugelassene Zielunternehmen 
beauftragt werden. Mit den Asset Managern sind vertraglich umfassende Kontroll-, 
Prüfungs- und Weisungsbefugnisse vereinbart. Neben einer täglichen Ex-post-



Überwachung der Vorgaben durch die BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
erfolgt regelmäßig eine ausführliche Berichterstattung zur spezifischen Anlagepolitik des 
Mandates durch die Asset Manager. 

 
 
2. § 134c Abs. 2 AktG: Angaben über die Vereinbarungen mit dem Vermögensverwalter 

Die BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH handelt als Vermögensverwalter 
i.S.d. § 134a Abs. 1 S. 2 lit. b) AktG für den Anleger. Die zwischen Anleger und 
Vermögensverwalter getroffene Vereinbarung (Dreiervereinbarung einschließlich der 
Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen sowie der Anlagerichtlinien) enthält die 
folgenden Regelungen im Sinne des § 134c Abs. 2 AktG: 

 
§ 134c Abs. 2 Satz 2 Nr. 1: Berücksichtigung der mittel- bis langfristigen Entwicklung 
der Gesellschaft bei der Anlageentscheidung 

Das Fondsmanagement ist teilweise auf spezialisierte Asset Manager ausgelagert. 

Die Einhaltung der durch den Anleger vorgegebenen Anlagerichtlinien stellt den Einklang 
zwischen den Anlagezielen und Risiken sicher. Es finden regelmäßige 
Anlageausschusssitzungen zur Berichterstattung über die Anlagetätigkeit, das Risikoprofil 
bzw. Anpassungsbedarf der Anlagerichtlinien an die Entwicklung des Anlegers statt. 
Darüber hinaus wird dem Anleger regelmäßig über die Entwicklung der 
Investmentvermögen berichtet. 

 
§ 134c Abs. 2 Satz 2 Nr. 2: Mitwirkung in der Gesellschaft, insbesondere durch 
Ausübung der Aktionärsrechte, einschließlich der Wertpapierleihe  

Die Mitwirkung des Anlegers wird im Rahmen der Mitwirkungspolitik gemäß § 134b AktG 
erläutert. Diese ist unter folgendem Link veröffentlicht. 

https://www.bayerninvest.de/fileadmin/mediapool/bayerninvest_de/dokumente/downloa
ds/Bekanntmachungen/Umsetzung_der_Mitwirkungspolitik_Stand_Nov2025.pdf 

 
§ 134c Abs. 2 Satz 2 Nr. 3: Methode, Leistungsbewertung und Vergütung des 
Vermögensverwalters 

Für ihre Verwaltungstätigkeit erhält die BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
eine marktübliche Verwaltungsvergütung, die sich auf Basis des verwalteten 
Anlagevermögens errechnet. Eine zusätzliche leistungsabhängige Vergütung ist mit dem 
Vermögensverwalter nicht vereinbart. Der Vermögensverwalter achtet auf die Erfüllung 
der vertraglich festgelegten Anlagebedingungen.   

 

 

 



 
§ 134c Abs. 2 Satz 2 Nr. 4: Überwachung des vereinbarten Portfolioumsatzes und der 
angestrebten Portfolioumsatzkosten durch den institutionellen Anleger 

Zwischen dem Anleger und der BayernInvest KVG sowie den Asset Managern findet ein 
regelmäßiger Austausch statt, der zur Beaufsichtigung der Mandatsvorgaben beiträgt. 
Zudem wird regelmäßig über die Umsetzung der Vorgaben berichtet. 

Eine Ziel-Umschlagsrate wurde nicht vereinbart. Einzelne Portfolioumsatzkosten werden 
somit nicht explizit überwacht, sondern spiegeln sich in der Performance-Zielerreichung 
wider. Werden durch strategische Entscheidungen größere Transaktionen notwendig, wird 
versucht möglichst geringe Kosten zu verursachen. 

 

§ 134c Abs. 2 Satz 2 Nr. 5: Laufzeit der Vereinbarung mit dem Vermögensverwalter
  

Die zwischen dem Anleger und der BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
geschlossene Vereinbarung ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und kann von jeder Partei 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

 

§ 134c Abs. 4: Veröffentlichungspflichten des Vermögensverwalters  

Zur Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben gemäß § 134c Abs. 4 Aktiengesetz (AktG) 
veröffentlicht die BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH hiermit, anstelle eines 
Berichts an den Anleger (§ 134c Abs. 4 S. 2 AktG), wie ihre Anlagestrategie und deren 
Umsetzung mit der zwischen ihr und dem Anleger geschlossenen Vereinbarung im 
Einklang stehen und zur mittel- bis langfristigen Wertentwicklung der Vermögenswerte 
beitragen. 

 
§ 134c Abs. 4 Nr. 1: Wesentliche mittel- bis langfristige Risiken 

Nachfolgend werden verschiedene mittel- und langfristige Risiken dargestellt, die mit einer 
Anlage in Aktien typischerweise verbunden sind. Diese Risiken können sich nachteilig auf 
den Anteilwert des Fonds, auf das vom Anleger investierte Kapital sowie auf die vom 
Anleger geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken. 
Aktien unterliegen erfahrungsgemäß Kursschwankungen und somit auch dem Risiko von 
Kursrückgängen. 
Diese Kursschwankungen werden durch die Geschäftsentwicklung des emittierenden 
Unternehmens, der Entwicklung der Branchen und auch der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung beeinflusst (Aktienrisiko). 
Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Aktien hängt insbesondere von der Entwicklung 
der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie 
den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern 
beeinflusst wird (Marktrisiko). Auf die allgemeine Kursentwicklung, insbesondere an einer 
Börse, können auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, 
Meinungen und Gerüchte einwirken. Des Weiteren unterliegen Investitionen in Aktien 
Risiken, die aus externen Faktoren wie etwa geopolitische Ereignisse, Naturkatastrophen, 
Epidemien, Terroranschläge, Kriege resultieren. 
Die Veräußerbarkeit von Aktien kann potenziell eingeschränkt sein. Dies kann zum Beispiel 
dazu führen, dass gegebenenfalls das investierte Kapital oder Teile hiervon für 
unbestimmte Zeit nicht zur Verfügung stehen (Liquiditätsrisiko). 



Durch den Ausfall eines emittierenden Unternehmens /Emittenten können Verluste 
entstehen.  
Das Emittentenrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen Entwicklungen des 
jeweiligen Emittenten, die neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmärkte auf den 
Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermögensverfall von Emittenten 
eintreten (Emittenten- bzw. Kontrahentenrisiko). 
Die Einschätzung mittel- und langfristiger Risiken ist einer der zentralen Bestandteile des 
Investmentprozesses der BayernInvest KVG. Die von der Gesellschaft eingesetzten 
Risikomanagement-Systeme beinhalten eine ständige Risikocontrolling-Funktion, welche 
die Erfassung, Messung, Steuerung und Überwachung aller wesentlichen Risiken, 
einschließlich Angelegenheiten der Corporate Governance, denen das 
Investmentvermögen ausgesetzt ist oder sein kann, umfasst. 
Auf Wunsch des Anlegers kann die Asset-Management-Leistung an einen Dritten 
ausgelagert werden; diesem obliegt damit die Managemententscheidung zur aktiven 
Anlagepolitik. Die Tätigkeit des Asset Managers unterliegt der ständigen Risikocontrolling-
Funktion der BayernInvest KVG. 
 

§ 134c Abs. 4 Nr. 2: Zusammensetzung des Portfolios, Portfolioumsätze und  
Portfolioumsatzkosten 

Die Angaben zur Zusammensetzung des Portfolios, die Portfolioumsätze sowie die 
Portfolioumsatzkosten (Transaktionskosten) werden im Jahresbericht des jeweiligen Fonds 
veröffentlicht. 
 

§ 134c Abs. 4 Nr. 3: Berücksichtigung der mittel- bis langfristigen Entwicklung der 
Gesellschaft bei der Anlageentscheidung 

Bei den Anlageentscheidungen werden die mittel- bis langfristigen Entwicklungen der 
Gesellschaft berücksichtigt. Dabei soll ein Einklang zwischen den Anlagezielen (z.B. 
Erfüllung der langfristigen Verpflichtungen oder der Einhaltung von Umwelt-, Sozial- und 
Corporate-Governance-(ESG)-Kriterien) und den Risiken sichergestellt werden. 
 

§ 134c Abs. 4 Nr. 4: Einsatz von Stimmrechtsberatern 

Zum Einsatz von Stimmrechtsberatern informiert die Stewardship Policy der BayernInvest. 
Das Dokument steht unter folgendem Link zur Verfügung: 

https://www.bayerninvest.de/fileadmin/mediapool/bayerninvest_de/dokumente/downloa
ds/Nachhaltigkeit%20Informationen/Stewardship-Policy.pdf 

 

 

 

 

 



 
§ 134c Abs. 4 Nr. 5: Handhabung der Wertpapierleihe und Umgang mit Interessens-
konflikten im Rahmen der Mitwirkung in den Gesellschaften, insbesondere durch 
Ausübung von Aktionärsrechten. 

Auf Hauptversammlungen von börsennotierten Aktiengesellschaften, die im Rahmen der 
Stewardship Policy beschrieben sind, übt die Kapitalverwaltungsgesellschaft das 
Stimmrecht über ihren Stimmrechtsvertreter aus. Verliehene Aktien werden nicht an die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft zurückübertragen, sodass für diese das Stimmrecht auf 
Hauptversammlungen nicht wahrgenommen wird.  
 
Weitere Informationen zur Handhabung der Wertpapierleihe können, sofern relevant, 
dem Jahresbericht des jeweiligen Fonds entnommen werden. 
Zum Umgang mit Interessenkonflikten im Rahmen der Mitwirkung in den Gesellschaften 
informiert die Stewardship Policy der Kapitalverwaltungsgesellschaft. Das entsprechende 
Dokument steht unter folgendem Link zur Verfügung: 
 
https://www.bayerninvest.de/fileadmin/mediapool/bayerninvest_de/dokumente/downloa
ds/Nachhaltigkeit%20Informationen/Stewardship-Policy.pdf 
 

 

Stand: Juni 2026 
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